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Fälligkeit des Gesamtsozialversicherungsbeitrags 

 

Der Gesamtsozialversicherungsbeitrag ist spätestens am drittletzten Bankarbeitstag des Mo-

nats, in dem die Beschäftigung oder Tätigkeit, mit der das Arbeitsentgelt oder Arbeitseinkom-

men erzielt wird, ausgeübt worden ist oder als ausgeübt gilt, fällig. Er ist bis zum Fälligkeitstag 

entweder in tatsächlicher Höhe oder in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld zu zahlen; 

bei Zahlung in voraussichtlicher Höhe ist ein eventuell verbleibender Restbeitrag mit der 

nächsten Fälligkeit zu zahlen. 

 

Alternativ zur Zahlung der Beiträge in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld war bisher 

ausschließlich für Arbeitgeber, deren Entgeltabrechnung regelmäßig durch Mitarbeiterwechsel 

oder die Zahlung von variablen Entgeltbestandteilen geprägt ist, ein vereinfachtes Berech-

nungsverfahren zugelassen. Danach konnte unter bestimmten Voraussetzungen die Beitrags-

schuld nach den Beiträgen des Vormonats bemessen werden. Durch das Zweite Gesetz zur 

Entlastung insbesondere der mittelständischen Wirtschaft von Bürokratie (Zweites Bürokratie-

entlastungsgesetz)1 dürfen künftig alle Arbeitgeber den Gesamtsozialversicherungsbeitrag des 

laufenden Monats optional in Höhe der tatsächlichen Beitragsschuld des Vormonats zahlen.  

 

Die Spitzenorganisationen der Sozialversicherung haben die sich daraus ergebenden Auswir-

kungen auf die Ermittlung der Beitragsschuld zum Fälligkeitstag beraten und die erzielten Er-

gebnisse in Form der Aktualisierung der Ausführungen in dem gemeinsamen Rundschreiben 

der Spitzenorganisationen der Sozialversicherung vom 25.08.2006 in diesem Rundschreiben 

zusammengefasst. Außerdem wurden zwischenzeitlich getroffene Aussagen der Spitzenorga-

nisationen der Sozialversicherung eingearbeitet.  

 

Das Gesetzgebungsverfahren zum Zweiten Bürokratieentlastungsgesetz wird voraussichtlich 

erst Anfang 2017 abgeschlossen sein. Die vorgenannte Änderung der Fälligkeitsregelung soll 

dann rückwirkend zum 01.01.2017 in Kraft treten. Im Vorgriff darauf bestehen aus Sicht der  

                                                           
1
 Gesetzentwurf siehe Bundesrats-Drucksache 437/16. 
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Spitzenorganisationen der Sozialversicherung keine Einwände, wenn Arbeitgeber die Verein-

fachungsregelung zur Ermittlung der Beitragsschuld bereits für Entgeltabrechnungszeiträume 

ab Januar 2017 anwenden.  
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A Fälligkeit des Gesamtsozialversicherungsbeitrags 

 

1 Grundsätze 

 

Die Fälligkeitsregelung des § 23 Abs. 1 Satz 2 SGB IV kennt innerhalb eines Kalendermonats 

nur einen Fälligkeitstag. Danach sind die Beiträge der versicherungspflichtigen Arbeitnehmer 

zur Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung, die nach dem Arbeitsentgelt 

bemessen werden und als Gesamtsozialversicherungsbeitrag zu zahlen sind, spätestens am 

drittletzten Bankarbeitstag des Monats, in dem die Beschäftigung, mit der das Arbeitsentgelt 

erzielt wird, ausgeübt worden ist oder als ausgeübt gilt, fällig. 

 

Die Beiträge sind zum Fälligkeitstag in tatsächlicher Höhe der Beitragsschuld zu zahlen, wenn 

das Arbeitsentgelt bereits fällig und die Entgeltabrechnung durchgeführt worden ist. 

 

Soweit dem Arbeitgeber eine Abrechnung der tatsächlichen Beiträge nicht möglich ist, sind die 

Beiträge zum Fälligkeitstag grundsätzlich in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld zu zah-

len (vgl. A 2), ein verbleibender Restbeitrag wird zum drittletzten Bankarbeitstag des Folge-

monats fällig. 

 

Darüber hinaus besteht nach § 23 Abs. 1 Satz 3 SGB IV die Möglichkeit, anstelle der voraus-

sichtlichen Höhe der Beitragsschuld den Gesamtsozialversicherungsbeitrag in Höhe der Bei-

träge des Vormonats (vgl. A 3) zu zahlen, ein verbleibender Restbeitrag wird zum drittletzten 

Bankarbeitstag des Folgemonats fällig. 

 

Für die Fälligkeit der nach § 249b Satz 1 SGB V oder nach § 172 Abs. 3 SGB VI zu entrich-

tenden Pauschalbeiträge für versicherungsfreie oder von der Versicherungspflicht befreite 

geringfügig entlohnte Beschäftigte gilt die Fälligkeitsregelung des § 23 Abs. 1 Satz 2 und 3 

SGB IV ebenfalls. Soweit diese Beiträge gemäß § 249b Satz 2 SGB V oder nach § 172 

Abs. 3a SGB VI im Rahmen des Haushaltsscheck-Verfahrens zu zahlen sind, richtet sich die 

Fälligkeit dieser Beiträge unverändert nach § 23 Abs. 2a SGB IV. 
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2 Voraussichtliche Höhe der Beitragsschuld  

 

2.1 Allgemeines 

 

Die Fälligkeitsregelung des § 23 Abs. 1 Satz 2 SGB IV stellt zunächst auf die voraussichtliche 

Höhe der Beitragsschuld aus der erbrachten Arbeitsleistung des Beschäftigten ab. 

 

Bei Zahlung gleich bleibender Arbeitsentgelte wird die Höhe der Beitragsschuld mit nachhalti-

ger Sicherheit bestimmt werden können, sodass im Allgemeinen die voraussichtliche Bei-

tragsschuld gleichzeitig auch die endgültige Beitragsschuld darstellt. Es bedarf in diesen Fäl-

len mithin keines Differenzbeitrag-Ausgleichs im Folgemonat. 

 

2.2 Ermittlung der voraussichtlichen Höhe der Beitragsschuld 

 

Der Terminus „voraussichtliche Höhe der Beitragsschuld“ stellt einen unbestimmten Rechts-

begriff dar. Es handelt sich hierbei nicht um einen bloßen Abschlag, dessen Betrag in das Be-

lieben des Arbeitgebers gestellt ist. 

 

Die voraussichtliche Höhe der Beitragsschuld ist so zu bemessen, dass der Restbeitrag, der 

erst im Folgemonat fällig wird, so gering wie möglich bleibt. Dies wird dadurch erreicht, dass 

das Beitragssoll entweder in Form einer Fiktivberechnung auf der Grundlage des absehbaren 

Entgeltanspruchs jedes Arbeitnehmers im laufenden Monat oder auf der Grundlage des letz-

ten Entgeltabrechnungszeitraums unter Berücksichtigung der eingetretenen Änderungen in 

der Form des Hinzutritts oder Austritts von Beschäftigten, der Arbeitstage bzw. Arbeitsstunden 

sowie der einschlägigen Entgeltermittlungsgrundlagen ermittelt wird.  

 

Andere – im Ergebnis vergleichbare – Berechnungen sind zulässig, solange der gesetzlichen 

Intention Rechnung getragen wird, dass die voraussichtliche Höhe der Beitragsschuld keinen 

bloßen Abschlag darstellt, sondern der endgültigen Beitragsschuld nahezu entspricht. 

 

Durchschnittsberechnungen sind dagegen grundsätzlich nicht als geeignetes Mittel anzuse-

hen, um die voraussichtliche Höhe der Beitragsschuld zu ermitteln. Insoweit gilt es letztlich zu 

beachten, dass die voraussichtliche Höhe der Beitragsschuld keine Gesamtsumme aller Bei-

träge darstellt, sondern dem Grunde nach für jeden einzelnen Arbeitnehmer zu ermitteln ist 

und somit auch von Einzugsstelle zu Einzugsstelle separat festgestellt werden muss. 
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Die Parameter, nach denen die voraussichtliche Höhe der Beitragsschuld ermittelt wurde, sind 

nach § 9 Abs. 1 Satz 1 Nr. 10 BVV zu dokumentieren. Die angewendeten Verfahrensversio-

nen zur Ermittlung der voraussichtlichen Höhe der Beitragsschuld müssen nur einmalig nach-

gewiesen werden. Je Anwendung muss zur Beitragsabrechnung allerdings nachprüfbar do-

kumentiert werden, welche Verfahrensversion angewendet wurde und welche Parameter zu-

geführt wurden. 

 

2.3 Berücksichtigung variabler Arbeitsentgeltbestandteile 

 

Bei der Ermittlung der voraussichtlichen Höhe der Beitragsschuld sind grundsätzlich auch va-

riable Arbeitsentgeltbestandteile zu berücksichtigen. Sofern variable Arbeitsentgeltbestandtei-

le kontinuierlich zeitversetzt gezahlt werden und dem Arbeitgeber eine Berücksichtigung die-

ser Arbeitsentgeltteile bei der Beitragsberechnung für den Entgeltabrechnungszeitraum, in 

dem sie erzielt wurden, nicht möglich ist, können diese zur Beitragsberechnung dem Arbeits-

entgelt des nächsten oder übernächsten Entgeltabrechnungszeitraumes hinzugerechnet wer-

den. Für das Verfahren gelten die Vorgaben entsprechend Punkt 5 der Niederschrift über die 

Besprechung der Spitzenverbände der Krankenkassen, des Verbandes der Deutschen Ren-

tenversicherungsträger und der Bundesanstalt für Arbeit zu Fragen des gemeinsamen Bei-

tragseinzugs vom 16./17.01.1979 weiterhin (s. Anlage 1). 

 

Sofern im öffentlichen Dienst Entgeltbestandteile, die nicht in Monatsbeträgen festgelegt sind, 

nach § 24 TVöD zeitversetzt ausgezahlt werden, ist für das Verfahren bei der Beitragsberech-

nung weiterhin Punkt 2 der Niederschrift über die Besprechung der Spitzenverbände der 

Krankenkassen, des Verbandes der Deutschen Rentenversicherungsträger und der Bundes-

anstalt für Arbeit zu Fragen des gemeinsamen Beitragseinzugs vom 20./21.03.1980 (s. Anla-

ge 2) anzuwenden. Derartige Entgeltbestandteile sind mithin auch bei der Ermittlung der vo-

raussichtlichen Höhe der Beitragsschuld zeitversetzt zu berücksichtigen. 

 

2.4 Einmalig gezahltes Arbeitsentgelt 
 

Nach § 22 Abs. 1 Satz 1 SGB IV entstehen die Beitragsansprüche der Versicherungsträger, 

sobald ihre im Gesetz oder aufgrund eines Gesetzes bestimmten Voraussetzungen vorliegen. 

Bei einmalig gezahltem Arbeitsentgelt entstehen die Beitragsansprüche, sobald dieses ausge-

zahlt worden ist (§ 22 Abs. 1 Satz 2 SGB IV). 
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Unter dem Gesichtspunkt der Beitragsfälligkeit in Höhe der voraussichtlichen Beitragsschuld 

nach § 23 Abs. 1 Satz 2 SGB IV kann die Fälligkeit der Beiträge aus einmalig gezahltem Ar-

beitsentgelt nicht allein am bloßen Vorgang der Auszahlung im Sinne von § 22 Abs. 1 Satz 2 

SGB IV festgemacht werden. Vielmehr hat der Arbeitgeber bei der Ermittlung der voraussicht-

lichen Beitragsschuld für den Beitragsmonat festzustellen, ob die Einmalzahlung mit hinrei-

chender Sicherheit in diesem Beitragsmonat ausgezahlt wird. Dieser Tatbestand wird dem 

Arbeitgeber zu dem Zeitpunkt, an dem er die voraussichtliche Höhe der Beitragsschuld fest-

zustellen hat, in aller Regel bekannt sein. Deshalb werden die Beiträge aus einmalig gezahl-

tem Arbeitsentgelt im Rahmen der Regelungen über die Höhe der voraussichtlichen Beitrags-

schuld in dem Monat fällig, in dem das einmalig gezahlte Arbeitsentgelt ausgezahlt werden 

soll. Dies gilt auch dann, wenn die Einmalzahlung zwar noch in dem laufenden Monat, aber 

erst nach dem für diesen Monat geltenden Fälligkeitstermin ausgezahlt wird. 

 

Beispiel 1: 

 

Abrechnungsmonat November 2017 

 Entgeltzahlung einschließlich Zahlung eines Weihnachtsgeldes am 24.11.2017 

 Termin für die Fälligkeit des Gesamtsozialversicherungsbeitrags 

im November 2017 28.11.2017 

 Zeitpunkt, an dem der Arbeitgeber die voraussichtliche Höhe der 

Beitragsschuld feststellt 20.11.2017 

 

Es liegen keine Anhaltspunkte für die Nichtzahlung des Weihnachtsgeldes vor. 

 

Bei der Ermittlung der voraussichtlichen Beitragsschuld für November 2017 sind auch die Beiträge zu 

berücksichtigen, die auf das Weihnachtsgeld entfallen.
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Beispiel 2: 

 

Abrechnungsmonat November 2017 

 Entgeltzahlung einschließlich Weihnachtsgeld am 30.11.2017 

 Termin für die Fälligkeit des Gesamtsozialversicherungsbeitrags 

im November 2017 28.11.2017 

 Zeitpunkt, an dem der Arbeitgeber die voraussichtliche Höhe der 

Beitragsschuld feststellt 22.11.2017 

 

Es liegen keine Anhaltspunkte für die Nichtzahlung des Weihnachtsgeldes vor. 

 

Bei der Ermittlung der voraussichtlichen Beitragsschuld für November 2017 sind die Beiträge, die auf 

das Weihnachtsgeld entfallen würden, auch zu berücksichtigen, weil es im November tatsächlich aus-

gezahlt wird. 

 

2.5 Beitragssoll 
 

Die Fälligkeitsregelung des § 23 Abs. 1 Satz 2 SGB IV stellt auf die voraussichtliche Beitrags-

schuld aus der erbrachten Arbeitsleistung des Beschäftigten ab und ordnet den Ausgleich des 

Restbeitrags, der sich aus der Differenz zwischen voraussichtlicher und tatsächlicher Bei-

tragsschuld ergibt, im Folgemonat an.  

 

Das Beitragssoll des jeweiligen Abrechnungsmonats, das im Beitragsnachweis abgebildet 

wird, umfasst dementsprechend 

 

 die voraussichtliche Höhe der Beitragsschuld des jeweiligen Monats, in dem die Beschäfti-

gung, mit der das Arbeitsentgelt erzielt wird, ausgeübt worden ist oder als ausgeübt gilt, 

sowie 

 einen verbleibenden Restbeitrag des Vormonats oder den Ausgleich einer eventuellen 

Überzahlung aus dem Vormonat. 

 

Der verbleibende Restbeitrag führt mithin nicht rückwirkend zu einer Korrektur des Vormonat-

Beitragssolls. Die beitragsrechtliche Zuordnung des sich aus dem Arbeitsentgelt ergebenden 

Beitrags bleibt jedoch unberührt, das heißt, der verbleibende Restbeitrag bleibt dem Ur-

sprungsmonat der Arbeitsleistung zugeordnet; dementsprechend gelten auch die Beitragsfak-

toren des Monats der beitragsrechtlichen Zuordnung und nicht die des Monats, für den der 

Beitragsnachweis abgegeben wird (vgl. A 6.1). 
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3 Vereinfachungsregelung nach § 23 Abs. 1 Satz 3 SGB IV  

 (Beitragshöhe Vormonat) 

 

3.1 Allgemeines 

 

Nach § 23 Abs. 1 Satz 3 SGB IV kann der Arbeitgeber abweichend von der Regelung zur Be-

stimmung der voraussichtlichen Höhe der Beitragsschuld nach § 23 Abs. 1 Satz 2 SGB IV den 

Gesamtsozialversicherungsbeitrag zum Fälligkeitstag in Höhe des Vormonatssolls der Echtab-

rechnung zahlen. Die Anwendung der Vereinfachungsregelung ist nicht mehr davon abhängig, 

dass regelmäßig Änderungen der Beitragsberechnung durch Mitarbeiterwechsel oder Zahlung 

variabler Entgeltbestandteile zu berücksichtigen sind. 

 

Der Ausgleich zwischen den nach dem Vormonatssoll gezahlten Beiträgen auf Basis der Ech-

tabrechnung und der tatsächlichen Beitragsschuld findet mit der Entgeltabrechnung im Fol-

gemonat statt; ein verbleibender Restbetrag ist in diesen Fällen ebenfalls spätestens zum 

drittletzten Bankarbeitstag des Folgemonats fällig. 

 

Bei der Vereinfachungsregelung handelt es sich um eine Alternativmöglichkeit. Der Arbeitge-

ber, dem die tatsächliche Beitragsschuld für den laufenden Kalendermonat noch nicht bekannt 

ist, entscheidet, ob er den Gesamtsozialversicherungsbeitrag auf Grundlage des voraussicht-

lichen Werts des laufenden Monats (vgl. A 2) oder des tatsächlichen Werts des Vormonats 

abrechnet. Er ist an die Entscheidung über die Art der Ermittlung des Beitragssolls nicht dau-

erhaft gebunden. Ein Wechsel zwischen den beiden Verfahrensweisen ist grundsätzlich nach 

jedem Abrechnungsmonat möglich, wenngleich auch in verfahrenspraktischer Hinsicht von 

einer gewissen Kontinuität ausgegangen wird. Der Wechsel zwischen den Verfahrensweisen 

ist entsprechend § 9 Abs. 1 Satz 1 Nr. 10 BVV nachprüfbar zu dokumentieren. 

 

Sofern kein Vormonatssoll vorhanden ist (z. B. bei Neugründung von Betrieben, Ausgliede-

rung von Betriebsteilen unter Fortführung als selbstständiger Betrieb oder erstmalige Zustän-

digkeit einer Einzugsstelle), kann die Vereinfachungsregelung nicht angewendet werden. In 

diesem Fall ist für den laufenden Kalendermonat die voraussichtliche Beitragsschuld zu ermit-

teln (vgl. A 2).  

 

Betrug das Vormonatssoll dagegen „0“ (z. B. bei Beitragsfreiheit wegen Krankengeldbezugs 

des einzigen Arbeitnehmers im Betrieb), ist dieser Vormonatswert bei Anwendung der Verein-

fachungsregelung im laufenden Monat zu übernehmen. Sind für den Vormonat keine Diffe-
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renzbeträge auszugleichen, hat der Arbeitgeber einen Beitragsnachweis mit Nullbeträgen an 

die Einzugsstelle zu übermitteln. 

 

3.2 Einmalig gezahltes Arbeitsentgelt 

 

Die Vereinfachungsregelung findet aufgrund des ausdrücklichen Hinweises des Gesetzgebers 

in der Gesetzesbegründung (vgl. Gesetzentwurf eines Zweiten Bürokratieentlastungsgesetzes 

in Bundesrats-Drucksache 437/16, Begründung zu Artikel 7) auf einmalig gezahltes Arbeits-

entgelt keine Anwendung. Beiträge, die im Vormonat auf Einmalzahlungen entfallen sind, 

werden für die Ermittlung der Beitragsschuld des laufenden Monats in entsprechender Höhe 

von der Beitragsschuld des Vormonats abgezogen. Damit wird der Intention der Vereinfa-

chungsregelung Rechnung getragen, Beiträge aus laufendem Arbeitsentgelt auf Vormonats-

basis entsprechend der Echtabrechnung zu zahlen, ohne dass dabei die Beiträge aus Einmal-

zahlungen aus dem Vormonat das Beitragssoll zu Lasten des Arbeitgebers erhöhen. Ist in 

dem Monat, für den die Beiträge nach der Echtabrechnung des Vormonats gezahlt werden 

sollen, wiederum eine Einmalzahlung zu berücksichtigen, sind die darauf entfallenden Beiträ-

ge in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld dem auf das laufende Arbeitsentgelt des 

Vormonats (Echtabrechnung) entfallenden Beitragssoll hinzuzurechnen; insoweit können die 

Beiträge aus Einmalzahlungen nach § 22 Abs. 1 Satz 2 SGB IV nicht unberücksichtigt bleiben 

(vgl. A 2.4). 

 

Auch für den Fall der Anwendung der Vereinfachungsregelung des § 23 Abs. 1 Satz 3 SGB IV 

bleibt die Regelung des § 22 Abs. 1 Satz 2 SGB IV unberührt. Einmalig gezahltes Arbeitsent-

gelt ist beitragsrechtlich weiterhin grundsätzlich dem Monat zuzuordnen, in dem es tatsächlich 

gezahlt wurde (vgl. A 2.4). 

 

3.3 Beitragssoll 

 

Unter Berücksichtigung der Vereinfachungsregelung des § 23 Abs. 1 Satz 3 SGB IV entspricht 

das Beitragssoll des laufenden Monats dem Beitragssoll aus der Echtabrechnung des Vormo-

nats, soweit es auf Grundlage des laufenden Arbeitsentgelts ermittelt wurde. Dazu kommt das 

Beitragssoll in voraussichtlicher Höhe aus einer ggf. zu berücksichtigenden Einmalzahlung 

des laufenden Monats sowie ein verbleibender Restbeitrag des Vormonats oder der Ausgleich 

einer eventuellen Überzahlung aus dem Vormonat.  
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Auch in diesem Fall führt ein bestehender Restbeitrag nicht rückwirkend zu einer Korrektur 

des Vormonat-Beitragssolls. 

 

4 Drittletzter Bankarbeitstag 
 

Der Gesamtsozialversicherungsbeitrag ist nach § 23 Abs. 1 Satz 2 SGB IV spätestens am 

drittletzten Bankarbeitstag des Monats der Arbeitsleistung fällig.  

 

Die Beitragsforderung ist eine so genannte Bringschuld (§ 270 Abs. 1 BGB). Der Beitrags-

schuldner trägt das Risiko des Zahlungsweges. Erfüllungsort ist der Sitz der Einzugsstelle. 

Deshalb gelten für die tatsächliche Bestimmung des drittletzten Bankarbeitstages auch die 

Verhältnisse am Sitz der jeweiligen Einzugsstelle (Hauptverwaltung). Dies gilt auch in den 

Fällen, in denen einer der drei letzten Bankarbeitstage auf einen nicht bundeseinheitlichen 

Feiertag fällt. 

 

Bei der Definition des Bankarbeitstages sind auch nach Einführung des Euro-Zahlungs-

verkehrsraums SEPA ausschließlich die nationalen Feiertage zu berücksichtigen. Als Bankar-

beitstag gilt „ein Arbeitstag, an dem nach den tarifvertraglichen Regelungen des Kreditgewer-

bes normal gearbeitet wird“ (vgl. Bundestags-Drucksache 13/5108). Die Tarifverträge der 

Banken und Sparkassen sehen den 24. und den 31.12. als arbeitsfreie Tage vor, sodass die-

se beiden Tage auch unter den SEPA-Bedingungen nicht als Bankarbeitstage gelten. 

 

5 Beitragsnachweis 

 

5.1 Inhalt des Beitragsnachweises 

 

Der Beitragsnachweis hat die Funktion, die für den jeweiligen Monat fälligen Beiträge anzu-

zeigen. Sofern zum Zeitpunkt, zu dem der Beitragsnachweis abzugeben ist, die Beiträge nicht 

bereits in tatsächlicher Höhe ermittelt werden können, bildet der Beitragsnachweis grundsätz-

lich die voraussichtliche Höhe der Beitragsschuld ab, die sich aus § 23 Abs. 1 Satz 2 SGB IV 

ergibt. In den Folgemonaten besteht das Beitragssoll aus der voraussichtlichen Höhe der Bei-

tragsschuld des aktuellen Monats und einem eventuell verbleibenden Restbeitrag des Vormo-

nats oder dem Ausgleich einer eventuellen Überzahlung aus dem Vormonat (vgl. A 2.5). 

 

Dies entspricht der Intention des Gesetzgebers (vgl. Gesetzesbegründung zur Neufassung 

des § 23 Abs. 1 Satz 2 SGB IV in der Bundestags-Drucksache 15/5574). Danach soll die Fäl-
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ligkeitsregelung die Anzahl der Abrechnungstermine für den Gesamtsozialversicherungsbei-

trag bei den Arbeitgebern und den Einzugsstellen auf zwölf im Jahr begrenzen. Denn Beiträ-

ge, die mit der voraussichtlichen Beitragsschuld zum Monatsende nicht abgerechnet werden 

können, sind jeweils in den Beitragsnachweis des Folgemonats aufzunehmen. 

 

Im Wesentlichen gelten diese Aussagen auch bei Anwendung der Vereinfachungsregelung 

des § 23 Abs. 1 Satz 3 SGB IV. Allerdings hat der Arbeitgeber nicht die voraussichtliche Höhe 

der Beitragsschuld anzuzeigen, sondern das Beitragssoll aus dem laufenden Arbeitsentgelt 

der Echtabrechnung des Vormonats unter Berücksichtigung ggf. gewährter Einmalzahlungen 

sowie eines eventuell verbleibenden Restbetrags des Vormonats oder dem Ausgleich einer 

eventuellen Überzahlung aus dem Vormonat (vgl. A 3.3). 

 

5.2 Rechtzeitige Übermittlung des Beitragsnachweises 

 

Der Beitragsnachweis ist nach § 28f Abs. 3 Satz 1 SGB IV zwei Arbeitstage vor Fälligkeit der 

Beiträge durch Datenübertragung einzureichen. Die rechtzeitige Übermittlung ist auch für den 

Arbeitgeber von Interesse, um zu vermeiden, dass die Einzugsstelle ihrerseits die voraussicht-

liche Höhe der Beitragsschuld schätzt (vgl. § 28f Abs. 3 Satz 2 SGB IV). Insoweit muss der 

Beitragsnachweis spätestens zu Beginn des fünftletzten Bankarbeitstags des Monats der Ein-

zugsstelle vorliegen. Dies bedeutet, dass der Beitragsnachweis der Einzugsstelle um 0.00 Uhr 

dieses Tages vorliegen muss. Der Beitragsnachweis ist also nur dann rechtzeitig eingereicht, 

wenn die Einzugsstelle am gesamten fünftletzten Bankarbeitstag des Monats über den Bei-

tragsnachweis verfügen kann. 

 

6 Beitragsberechnung – Beitragsabrechnung in Sonderfällen 

 

6.1 Änderungen von Beitragsfaktoren (Beitragssatzänderungen, Änderungen der 

Beitragsbemessungsgrenzen) 

 

Die Fälligkeit des Restbeitrags nach § 23 Abs. 1 Satz 2 zweiter Halbsatz bzw. Satz 3 zweiter 

Halbsatz SGB IV wirkt sich nicht auf die Grundlagen der Berechnung des Restbeitrags aus. 

Insoweit bleiben Änderungen der Beitragsfaktoren für den Folgemonat, in dem der Restbeitrag 

fällig wird, unberücksichtigt. Für die Beitragsberechnung gelten die Beitragsfaktoren des Ab-

rechnungszeitraums, unabhängig von der Berücksichtigung im Beitragsnachweis. 
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6.2 Krankenkassenwechsel, Ausscheiden eines einzelnen Arbeitnehmers 

 

Wird an eine Einzugsstelle nur der Gesamtsozialversicherungsbeitrag für einen einzelnen Ar-

beitnehmer gezahlt und scheidet dieser Arbeitnehmer aus dem Beschäftigungsverhältnis aus, 

ist in Fällen, in denen das endgültige Beitragssoll nicht abgerechnet werden konnte, für den 

Monat nach dem Ausscheiden aus dem Beschäftigungsverhältnis entweder der bereits über-

mittelte Beitragsnachweis zu stornieren (das Beitragssoll wird vollständig abgesetzt) und für 

denselben Zeitraum ein neuer Beitragsnachweis abzugeben oder ein Beitragsnachweis mit 

der Differenz (Restschuld/ggf. Guthaben) dieser Einzugsstelle zuzuleiten (sog. „nachgehender 

Beitragsnachweis“). Gleiches gilt, wenn ein Arbeitnehmer die Krankenkasse wechselt und an 

diese Einzugsstelle für den Monat nach dem vollzogenen Krankenkassenwechsel keine Bei-

träge mehr abzuführen wären. 

 

B Sonstiges 

 

1 Prüfung des Arbeitgebers – Feststellung von Säumniszuschlägen 

 

Die Ermittlung der voraussichtlichen Beitragsschuld im Sinne des § 23 Abs. 1 Satz 2 SGB IV 

ist Gegenstand der Prüfung nach § 28p Abs. 1 SGB IV. Wurde die voraussichtliche Beitrags-

schuld zu niedrig festgelegt, sind im Rahmen des § 24 Abs. 2 SGB IV grundsätzlich Säumnis-

zuschläge durch den prüfenden Träger der Rentenversicherung zu erheben.  

 

Die bloße Differenz zwischen voraussichtlicher und tatsächlicher Beitragsschuld ist kein aus-

reichender Grund für die Erhebung von Säumniszuschlägen. Diese können jedoch dann erho-

ben werden, wenn die voraussichtliche Höhe der Beitragsschuld schuldhaft im Sinne des § 24 

Abs. 2 SGB IV zu gering bemessen wurde. Solange der Arbeitgeber einen von ihm selbst ge-

wählten Berechnungsweg praktiziert, der dem gesetzgeberischen Ziel nach einer möglichst 

genauen Ermittlung der voraussichtlichen Höhe der Beitragsschuld gerecht wird, liegen keine 

Anhaltspunkte für die Erhebung von Säumniszuschlägen vor. 
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2 Umlagen  

 

Die Fälligkeitsregelung nach § 23 Abs. 1 Satz 2 und 3 SGB IV ist auch für die Umlagen U1 

und U2 (vgl. § 10 AAG) sowie die Insolvenzgeldumlage (vgl. § 359 Abs. 1 SGB III) maßge-

bend. Die vom Arbeitgeber im jeweiligen Monat zur Berechnung der Beitragsschuld angewen-

dete Verfahrensweise (in tatsächlicher Höhe, in voraussichtlicher Höhe oder in Höhe des 

Vormonatswerts) ist auch bei der Zahlung der Umlagen zu berücksichtigen.  

 

3 Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge für freiwillig krankenversicherte Ar-

beitnehmer 

 

Die Fälligkeitsregelung für den Gesamtsozialversicherungsbeitrag gilt grundsätzlich nicht für 

die Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge der bei einer Krankenkasse freiwillig kranken-

versicherten Arbeitnehmer. Die Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge für diese Personen 

sind nach § 10 Beitragsverfahrensgrundsätze Selbstzahler des GKV-Spitzenverbandes bis 

zum 15. des dem Beitragsmonat folgenden Monats zu zahlen. Der Arbeitgeber kann diese 

Beiträge im Rahmen des sogenannten Firmenzahlerverfahrens bereits vorher zusammen mit 

dem Gesamtsozialversicherungsbeitrag an die Krankenkasse als Einzugsstelle im Beitrags-

nachweis übermitteln und an diese abführen. 

 

4 Beiträge für versicherungspflichtige Künstler und Publizisten nach dem KSVG 

 

Für die nach dem KSVG versicherungspflichtigen selbständigen Künstler und Publizisten rich-

tet sich die Beitragsfälligkeit weiterhin nach den besonderen Bestimmungen der §§ 15 bis 16a 

KSVG. Danach werden die Beitragsanteile des Versicherten für einen Kalendermonat am 

Fünften des folgenden Monats fällig. Sie sind an die Künstlersozialkasse zu zahlen. Für die 

Beitragszahlung der Künstlersozialkasse an die Krankenkassen und an die zuständigen Trä-

ger der Rentenversicherung gilt § 23 Abs. 1 Satz 4 i. V. m. Abs. 4 SGB IV. Deshalb sind diese 

Beiträge als sonstige Beiträge spätestens am Fünfzehnten des Monats fällig, der auf den Mo-

nat folgt, für den sie zu entrichten sind. 

 


